
Rechtsgrundlagen
Die folgenden Rechtsgrundlagen gelten jeweils in der zum Satzungsbe-
schluss (BauGB, Plan ZV) bzw. zur Offenlage (BauNVO) gültigen Fas-
sung unter Berücksichtigung der bis dahin letzte Änderungen:
Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394).

Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176).
Planzeichenverordnung (PlanZV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 
1991 I S.58) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802).
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), 
zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 
(BGBl. I Nr. 323).
Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)
vom 06. Oktober 2015 (GVBl. 2015 S. 283), zuletzt geändert durch Artikel 
8 des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBl. S. 287).
Landesbauordnung Rheinland Pfalz  (LBauO)
vom 24. November 1998 (GVBl. S. 365) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 26. November 2024 (GVBl. S. 365).

Legende:
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. Nr. 1 BauGB)

Urbanes Gebiet (MU)

Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. Nr. 1 BauGB)

Grundflächenzahl (GRZ) z.B

Geschossflächenzahl (GFZ) z.B

Zahl der Vollgeschosse als Höchstgrenze z.B

Maximal zulässige Höhe baulicher Anlagen in m ü.NHN

Maximal zulässige Traufhöhe in m ü.NHN

Mindestens einzuhaltende lichte Höhe in m ü.NHN

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)
Baugrenze

abweichende Bauweise gemäß textlicher Festsetzung 
unter I 3.

Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

private Verkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu Gunsten der Ei-
gentümer und Nutzer der Flächen im MU zu belastende 
Fläche.

Mit Gehrecht zu Gunsten der Eigentümer und Nutzer der 
Flächen im MU zu belastende Fläche.

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Abgrenzung der Lärmpegelbereiche zu den 
textlichen Festsetzungen unter I 5

Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen, und 
Sonstige Planzeichen (§ 9 Abs. 5 und 7 BauGB)

Fläche für Tiefgaragen (Tg) und Stellplätze (St) ein-
schließlich überdachter Stellplätze (ü)
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Heilquellenschutzgebiet Zone IIIA

Versorgungsleitung - Regenwasserkanal

Flurstücksgrenze / Flurstücksnummer

Gebäude vorhanden

Gelände-/ Gebäudehöhe in m ü.NHN im Bestand

Maßzahl, z.B.

Textteil
I 	 Planungsrechtliche Festsetzungen
1 	 Art der baulichen Nutzung
1.1	 Es ist ein urbanes Gebiet nach § 6a BauNVO festgesetzt.

1.2	 Die Ausnahmen nach § 6a Abs. 3 BauNVO 
   1. Vergnügungsstätten und  
   2. Tankstellen 
werden gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht Bestandteil des  
Bebauungsplanes.

	 Ferner sind gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 9 BauNVO 
Anlagen der Fremdwerbung (§ 6a Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) nicht 
zulässig.

1.3	 Innerhalb des Urbanen Gebietes sind in Anwendung des § 1 
Abs 4 Nr. 2 BauNVO solche Betriebe nicht zulässig, deren Kern-
sortiment eine oder mehrere der folgende Warengruppen aus der 
Liste der zentrenrelevanten Sortimente der Stadt Bad Neuenahr- 
Ahrweiler umfassen:

1.	Schnittblumen,
2.	Schreibwaren / Papier / Büroartikel Bücher, Antiquariat,
3.	Bekleidung Meterware für Bekleidung, Kurzwaren, Handar-

beitswaren, Wäsche und Miederwaren, Bademoden,
4.	Schuhe Lederwaren, Taschen, Koffer, Schirme,
5.	Glas, Porzellan, Feinkeramik Schneidwaren und Bestecke, 

Haushaltswaren Geschenkartikel und Souvenirs,
6.	Spielwaren / Modellbau Baby- und Kleinkindartikel, Kinder-

wagen Künstler-, Hobby- und Bastelartikel Musikinstrumente 
und Zubehör, Musikalien Sammlerbriefmarken und -münzen,

7.	Orthopädische Artikel und Sanitätsartikel Hörgeräte Augen-
optikartikel,

8.	Uhren, Schmuck.

Abweichend von Satz 1 sind Discountbetriebe mit einem Kernsor-
timent nach Ziffer 3 zulässig.

1.4	 In Anwendung der §§ 1 Abs. 7 und 6a Abs. 4 Nr. 1 BauNVO wird 
festgesetzt, dass im Erdgeschoss keine Wohnnutzung zulässig ist.

2 	 Maß der baulichen Nutzung
2.1	 Die Grundflächenzahl darf durch Nebenanlagen und Stellplätze 

sowie Anlagen, die das Grundstück unterbauen, bis zu einer GRZ 
von 0,9 überschritten werden.

2.2	 Als oberer Bezugspunkt für die in der Planzeichnung festgesetzten 
maximal zulässigen Gebäudehöhen (H) wird für Gebäude mit Flach-
dach die Oberkante des obersten Abschlusses der Außenwand 
(OK Attika) festgesetzt.

2.3	 Bei Gebäuden mit geneigten Dächern tritt an Stelle der Attikahöhe 
die Firsthöhe. Die Traufhöhe (TH) ist bestimmt als der höchste Punkt 
der Schnittlinie der traufseitigen Außenwand mit der harten Beda-
chung.

2.4	 Gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO können die festgesetzten Gebäude-
höhen durch untergeordnete Bauteile oder bauliche Anlagen, z.B. 
Aufzugsschächte, Lüftungsanlagen, Lichtkuppeln, Schornsteine, 
Antennenanlagen, sowie Photovoltaik- und Solarthermieanlagen, 
überschritten werden. Dachaufbauten müssen dabei mindestens um 
das Maß ihrer Höhe von allen Gebäudeaußenkanten des obersten  
Geschosses, jedoch nicht weniger als 1,50 m zurücktreten.

	 Technische Anlagen, welche die zulässige Höhe baulicher Anlagen 
überschreiten, sind einzuhausen, sofern keine technischen Anfor-
derungen entgegenstehen.

3	 Bauweise
	 Die in der Planzeichnung mit ‚a‘ festgesetzte abweichende Bau-

weise ist wie folgt definiert:
	 Geschosse mit einer Höhe ihrer Oberkante bis zu einer Höhe von 

100,80 mü.NHN sind ohne seitlichen Grenzabstand zu errichten.
	 Geschosse mit einer Höhe ihrer Oberkante über einer Höhe von 

100,80 mü.NHN sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.

4	 Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen
	 Stellplätze für Pkw sind ausschließlich innerhalb der für Tiefgara-

gen, und Stellplätze festgesetzten Flächen sowie innerhalb der 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Eine Überdachung 
ebenerdiger Stellplätze ist zulässig (Carports ohne seitliche Wand).

5	 Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen

5.1	 Innerhalb der mit den Lärmpegelbereichen (LBP) V bis II gekenn-
zeichneten Flächen müssen die Außenbauteile (z.B. Wand, Dach, 
Fenster, Türen) und Elemente (z.B. Lüftungseinrichtungen, Roll-
ladenkästen) von Gebäuden entsprechend der unterschiedlichen 
Raumarten oder Nutzungen die Anforderungen an die Luftschall-
dämmung nach DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“, Teil 1 und 
Teil 2, Ausgabe Januar 2018 für den entsprechenden Lärmpegelbe-
reich erfüllen.

	 Tabelle:	 Zuordnung zwischen Lärmpegelbereichen und maßgeblichen Außen- 
		  lärmpegeln (Tabelle 7 der DIN 4109)

Festgesetzter 
Lämpegelbereich

Maßgeblicher Außen-
lärmpegel La in dB(A)

I
II
III
IV
V
VI
VII

   55
  60
   65
   70
   75
   80
>80*

*Für maßgebliche Außenlärmpegel La > 80 dB sind die Anforderungen aufgrund der  
 örtlichen Gegebenheiten festzulegen. Quelle: DIN 4109 (01/2018)

5.2	 Räume, die der Schlafnutzung dienen, sind mit Fenstern mit inte-
grierten schallgedämpften Lüftungen oder mit einem fensterunab-
hängigem Lüftungssystem auszustatten.

5.3	 Im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren kann durch einen 
Sachverständigen nachgewiesen werden, dass aufgrund der kon-
kreten Ausbildung des Baukörpers auch die Anforderungen ei-
nes geringeren maßgeblichen Außenlärmpegels ausreichenden 
Schallschutz gewährleisten.

II 	 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 6 LBauO)

1.	 Werbeanlagen
1.1	 Werbeanlagen sind ohne Rücksicht auf ihre Größe genehmigungs-

pflichtig.
1.2	 Es sind höchstens zwei Einzelwerbeanlagen pro Nutzungseinheit 

zulässig. Hiervon ist jeweils eine Werbeanlage parallel und eine 
Werbeanlage senkrecht zur Fassade anzubringen. Bei Eckgebäu-
den, die eine über Eck gehende Nutzungseinheit enthalten, gilt die 
o.g. Regelung für jede Fassadenseite.

1.3	 Die Werbeanlagen eines Gebäudes und aneinandergrenzender 
Gebäude sind in Art, Farbe und Größe aufeinander abzustimmen.

1.4	 Außenwerbung darf lediglich an dem Gebäude erfolgen, in dem die 
Leistung angeboten wird.

1.5	 Werbeanlagen müssen in Form, Farbe und Größe so gearbeitet 
sein, dass sie das Erscheinungsbild des Gebäudes oder des Stra-
ßenzuges nicht beeinträchtigen. Sie sind handwerklich oder neu-
tral als Einzelbuchstaben aus Metall, Plexiglas o.ä. oder auf die 
Fassade mit Farbe aufgetragene Schriften zu gestalten. Außerdem 
kann durch Darstellung bestimmter Symbole auf die Betriebsart 
hingewiesen werden.

1.6	 Leuchtwerbungen sind als durchscheinende Schriften oder Sym-
bole nur zulässig, wenn sie aus Einzelbuchstaben oder Symbolen 
angefertigt sind. Auslegeschilder und andere Werbeanlagen kön-
nen mit Punktstrahlern beleuchtet werden. 

1.7	 Schriften von Werbeanlagen sind horizontal anzuordnen und dür-
fen lediglich am oberen Abschluss des Erdgeschosses zwischen 
der Oberkante der Fenster des Erdgeschosses und der Unterkante 
der Obergeschossfenster angebracht werden.

	 Sie dürfen nicht höher als 0,60 m sein, dürfen nicht mehr als 
0,20 m vor die Fassade treten und haben von den o.g. Begren-
zungen (Fenstern) sowie von Gliederungselementen der Fassade 
(z.B. Gesimse) einen Mindestabstand von 0,20 m einzuhalten. Sie 
dürfen die Breite der Schaufenster und Eingangstüren nicht über-
schreiten und müssen einen Abstand von mindestens 0,50 m von 
den seitlichen Hausenden einhalten.

1.8	 Rechtwinklig zur Gebäudefassade angebrachte Werbeausleger 
dürfen eine Fläche von 1,00 m² nicht überschreiten. Gemessen 
von der Gebäudewand darf der Ausleger nicht weiter als 1,20 m 
auskragen. Die Unterkante von Werbeauslegern muss mindestens 
3,50 m über der Gehsteigoberkante liegen. In Fahrbahnbereichen 
kann aus Verkehrssicherheitsgründen eine größere Höhe gefor-
dert werden. Die Oberkante der Werbeanlage darf höchstens bis 
zur Unterkante der Fensterbrüstung des ersten Obergeschosses 
reichen.

1.9	 Im Bereich der Zu- und Abfahrt an der Hauptstraße ist im Randbe-
reich der festgesetzten privaten Verkehrsfläche abweichend von 
Ziffer 1.4 die Errichtung eines Hinweisschildes mit einer Höhe von 
maximal 4,00 m und einer Breite von maximal 1,5 m zulässig. Um 
Sichtbehinderungen zu verhindern, muss die Unterkante des Hin-
weisschildes einen Mindestabstand von 1,50 m, bezogen auf das 
angrenzende Geländeniveau, einhalten.

1.10	 Nicht gestattet sind: Leuchtkästen, Lichtprojektionswerbung, Lauf-
schriften, Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem 
Licht oder mit sich bewegenden Konstruktionen, Fahnentranspa-
rente und Spannbänder mit Werbung. 

1.11	 Die Anbringung von Werbeanlagen an Einfriedungen ist unzulässig.

III	 Hinweise und Empfehlungen
1	 In Bezug genommene Regelwerke und Vorschriften
	 Die Normen, auf die in den Festsetzungen Bezug genommen wird, 

wie DIN-Vorschriften, Regelwerke, Richtlinien, Satzungen etc. 
liegen dauerhaft zur Einsicht in der Stadtverwaltung Bad Neue-
nahr-Ahrweiler, im Sachbereich Bauleitplanung, Hauptstraße 116, 
53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler, während der Öffnungszeiten des 
Rathauses sowie nach Terminvereinbarung aus. Eine Möglichkeit 
zum Erwerb der DIN-Vorscchriften besteht bei der Beuth Verlag 
GmbH, 10772 Berlin.

2	 Begrünung baulicher Anlagen
	 Bauliche Anlagen einschließlich Stellplätzen, Carports und Gara-

gen sind nach den Vorgaben der Satzung der Stadt Bad Neue-
nahr-Ahrweiler zur Begrünung baulicher Anlagen vom 08.02.2022, 
in der jeweils geltenden Fassung zu begrünen.

3	 Dachflächen
	 Die Dachflächen der Hauptanlagen im Plangebiet sind statisch so 

auszulegen, dass sie für die nach Ziffer 3.2 vorzunehmende Dach-
begrünung sowie für die Aufnahme von Anlagen zur Nutzung sola-
rer Strahlungsenergie geeignet sind. Die Installation von Anlagen 
zur Nutzung solarer Strahlungsenergie ist darüber hinaus durch 
Vorhaltung von Leitungsschächten vorzubereiten.

4	 Allgemeine Wasserwirtschaft / Überschwemmungsgefähr-
dung / Starkregenvorsorge

	 Das Plangebiet befindet sich innerhalb des Risikogebietes der Ahr 
(§ 76 b Wasserhaushaltsgesetz (WHG)). Der Wasserstand bei ei-
nem extremen Hochwasser /HQextrem) kann über die Internetsei-
te https://geoportal-wasser-rlp-umwelt.de/servlet/9480/ abgefragt 
werden.

	 Die Errichtung von Neubauten sollte in einer an mögliche Überflu-
tungen angepassten Bauweise erfolgen.

	 Gemäß § 5 Abs. 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Mög-
lichen und Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum 
Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadensmin-
derung zu treffen.

5	 Artenschutz
5.1	 Abbruch-, Rodungs- und Fällarbeiten, einschließlich der Entfer-

nung von Fassadenbewuchs, sind ausschließlich außerhalb des 
Brutzeitraums der Vögel, also im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. 
(29.) Februar durchzuführen (§ 39 Abs. 5 BNatSchG). Alternativ 
kann eine Kontrolle auf Brutnester vor Beginn der Rodungsarbei-
ten durchgeführt werden. Nachweise über die erfolgten Untersu-
chungen sind der Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

5.2	 Sofern auf den Abbruchflächen temporäre Kleinstgewässer oder 
Mulden entstehen, die von Amphibien u.a. als Fortpflanzungsstät-
ten genutzt werden können, sind die artenschutzrechtlichen Vor-
schriften des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu be-
achten.

5.3	 Bei der Beleuchtung des Geländes sind insektenfreundliche 
Leuchtmittel mit staubdichter Abdeckung zum Schutz von Insekten 
zu verwenden. Die Leuchten sollten nicht über die Horizontale hin-
aus nach oben hin abstrahlen.

5.4	 Zur Vermeidung von Vogelschlag an Fenstern sind großflächig 
verglaste bauliche Anlagen mit Maßnahmen zum Vogelschutz auf 
Basis des Leitfadens „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ 
der schweizerischen Vogelwarte Sempach, 2012, S. 15ff. auszu-
führen. Sollte im Baugenehmigungsverfahren nachgewiesen wer-
den, dass mit anderen Maßnahmen ein gleichwertiger Vogelschutz 
erzielt wird, so kann vom Leitfaden abgewichen werden.

6	 Heilquellenschutzgebiet
	 Das gesamte Plangebiet liegt innerhalb der Schutzzone IIIA des 

Heilquellenschutzgebietes HQSG Bad Neuenahr- Ahrweiler. Die Be-
stimmungen der Rechtsverordnung vom 23./31.05.1929, Amtsblatt 
Nr. 26 vom 15.06.1929 sind zu berücksichtigen.

	 Bodeneingriffe ab einer Tiefe von 3 m bzw. 5 m sind anzeige- bzw. 
genehmigungspflichtig.

	 Grundsätzlich gilt, dass, insbesondere bei bodeneingreifenden 
Maßnahmen, mit dem Austritt von kohlensäurehaltigem Wasser 
bzw. CO2 zu rechnen sein muss. Tritt bei Arbeiten Kohlensäure in 
erheblicher Menge aus (aus Wasser oder direkt als Gas), so sind die 
Arbeiten unverzüglich einzustellen und der unteren Wasserbehörde 
Anzeige zu erstatten.

7	 Bodendenkmäler
	 Im Rahmen der Durchführung von Baumaßnahmen können ar-

chäologische Funde zu Tage treten. Diese unterliegen der Mel-
depflicht der §§ 16 bis 21 Denkmalschutzgesetz und sind bei 
der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Archäologie, 
Außenstelle Koblenz (Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, 
0261 6675-3000, landesarchaeologie-koblenz@gdke.rlp.de 
www.gdke.rlp.de) zu melden. Der Beginn der Erdarbeiten ist der 
Fachbehörde rechtzeitig (mindestens zwei Wochen vorher) anzuzei-
gen. Weiterhin wird auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungs-
pflicht (§16-21 DSchG RLP) verwiesen.

8	 Boden / Baugrund
	 Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen 

Regelwerke (u.a. DIN 4020, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 1054) zu 
berücksichtigen. Bei Neubauvorhaben oder größeren An- und Um-
bauten (insbesondere mit Laständerungen) sind objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen zu empfehlen.

9	 Geologiedatengesetz (GeoiDG)
	 Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung 

bzw. geologischen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Unter-
suchungsbeginn beim Landesamt für Geologie und Bergbau Rhein-
land-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für die Anzeige sowie die spätere 
Übermittlung der Bohr- und Untersuchungsergebnisse steht das 
Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und Bohrun-
gen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung.

10	 Handelsnutzung
	 Dem Standortgutachten der BBE Handelsberatung vom November 

2024, das die Verträglichkeit einer Einzelhandelsnutzung bestätigt, 
liegt ein Nutzungskonzept mit einem Lebensmittel- Discountmarkt, 
einem Drogeriemarkt und einem non-Food-Discountmarkt zu Grunde. 
Grundsätzlich abweichende Handelsnutzungen oder -konzepte er-
fordern gegebenenfalls eine Erweiterung der Verträglichkeitsunter-
suchung auf der Bauantragsebene.
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AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner Sitzung am 08.07.2021 
die Einleitung des Verfahrens zur Neuaufstellung des Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB).

Der Beschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB am 14.07.2021 ortsüblich in der 
Stadtzeitung Bad Neuenahr-Ahrweiler (amtliches Bekanntmachungsorgan) bekannt ge-
macht.

 
 
 

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler

Guido Orthen 
Bürgermeister

FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner Sitzung am 17.04.2023 die 
frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB.

Die Gelegenheit zur öffentlichen Unterrichtung und Erörterung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
wurde ortsüblich in der Stadtzeitung Bad Neuenahr-Ahrweiler am 03.05.2023 bekannt ge-
macht. Diese hat in der Zeit vom 11.05.2023 bis einschließlich 01.06.2023 stattgefunden. 

Mit Schreiben vom 26.04.2023 wurden die berührten Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur Stellungnahme bis zum 
01.06.2023 aufgefordert.

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler

Guido Orthen 
Bürgermeister

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner Sitzung am ___________ den Ent-
wurf des Bebauungsplans und die Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 
BauGB sowie der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB.

Am ____________ wurde die Internetseite, unter der die veröffentlichten Unterlagen eingese-
hen werden konnten sowie der Ort der öffentlichen Auslegung ortsüblich in der Stadtzeitung Bad 
Neuenahr-Ahrweiler bekannt gemacht. Die Beteiligung hat in der Zeit vom ______________ bis 
einschließlich _______________ stattgefunden.

Die berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden am _____________ 
von der Veröffentlichung benachrichtigt und gemäß § 4 Abs. 2 BauGB zur Stellungnahme bis 
zum _______________ aufgefordert.

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler

Guido Orthen 
Bürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner öffentlichen Sitzung am

                        den Bebauungsplan „Teilabschnitt Hauptstraße“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung (GemO) als Satzung. 

 
 
 
 

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler

Guido Orthen 
Bürgermeister

AUSFERTIGUNG

Der Bebauungsplan „Teilabschnitt Hauptstraße“ stimmt mit allen seinen Bestandteilen mit 
dem Willen des Stadtrats überein. Das für die Aufstellung des Bebauungsplans vorgeschrie-
bene gesetzliche Verfahren wurde eingehalten.

Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. Er tritt mit dem Tag seiner öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.

 
 

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler

Guido Orthen 
Bürgermeister

INKRAFTTRETEN

Der Beschluss über den Bebauungsplan als Satzung ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in 
Verbindung mit § 27 GemO in der Stadtzeitung Bad Neuenahr-Ahrweiler (amtliches Be-
kanntmachungsorgan) Nr.           vom                             ortsüblich bekannt gemacht worden.

Die Satzung ist hiermit in Kraft getreten.

 
 
 

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler

Guido Orthen 
Bürgermeister

Die Übereinstimmung dieser Planausfertigung mit dem Original wird bescheinigt.

 
 

Bad Neuenahr-Ahrweiler,  
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
Im Auftrag
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ZEICHENERKLÄRUNG

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 - 11 BauNVO)

Reine Wohngebiete
(überbaubare Fläche / nicht überbaubare Fläche)

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21 a BauNVO)

Grundflächenzahl (GRZ)

Geschossflächenzahl (GFZ)

3. Bauweise, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze 

7. Sonstige Planzeichen

Maßzahl (m), Maßlinie z. B.

9. Vermessungstechnische Signaturen

Flurstücksgrenze und -nummer z. B.

4. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

TH

zulässige Dachneigung22° - 40°

Traufhöhe als Höchstmaß (m)

FH Firsthöhe als Höchstmaß (m)

I + UG

Straßenverkehrsflächen

Vorhandenes Gebäude

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung:
Wirtschaftsweg

Offene Bauweise o

W

nur Einzelhäuser zulässig 

5. Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünfläche privat

6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen
für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Firstrichtung

SD Satteldach

Aufschüttung (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 und Abs. 6 BauGB)

0,3

8. Ergänzende Planzeichen

Flurgrenze

1 Vollgeschoss + Untergeschoss als Vollgeschoss i.S.V. §2 LBauO RLP
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2
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NORD

STADT BAD NEUENAHR - AHRWEILER
BEBAUUNGSPLAN "OBER DEN GÄRTEN"

GEMARKUNG RAMERSBACH, FLUR 3 UND 4 TLW. M 1: 500

STADT BAD NEUENAHR - AHRWEILER

- ABTEILUNG 2.1 - STADTPLANUNG -

Bebauungsplan 

Verfahrensstand: § 10 Abs. 1 BauGB

"Ober den Gärten"

Übersichtskarte: Geltungsbereich M. 1: 5.000

NORD

Die Plangrundlage
stimmt hinsichtlich des Flurstücksbestands

mit dem amtlichen Katasternachweis überein.

(Stand 13.07.2017)

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG SATZUNGSBESCHLUSS 

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner Sitzung am 15.12.2016 die 
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 Satz 1 
Baugesetzbuch (BauGB). 
 
Der Beschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB am 31.01.2017 ortsüblich in der 
Stadtzeitung Bad Neuenahr-Ahrweiler (amtliches Bekanntmachungsorgan) bekannt gemacht. 
 

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner Sitzung am 15.12.2016 die 
frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB. 
 
Die Gelegenheit zur öffentlichen Unterrichtung und Erörterung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde 
ortsüblich in der Stadtzeitung Bad Neuenahr-Ahrweiler am 31.01.2017 bekannt gemacht. Diese 
hat in der Zeit vom 08.02.2017 bis einschließlich 24.02.2017 stattgefunden.  

 
Mit Schreiben vom 31.01.2017 wurden die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur Stellungnahme bis zum 
24.02.2017 aufgefordert. 
 
 

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner Sitzung am 25.09.2017 den 
Entwurf des Bebauungsplans gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen sowie die 
Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
durchzuführen. 
 
Am 10.10.2017 wurde die öffentliche Auslegung ortsüblich in der Stadtzeitung Bad Neuenahr-
Ahrweiler bekannt gemacht. Die Beteiligung hat in der Zeit vom 18.10.2017 bis einschließlich 
24.11.2017 stattgefunden. 
 
Mit Schreiben vom 12.10.2017 wurden die berührten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 2 BauGB von der Auslegung benachrichtigt und gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB zur Stellungnahme bis zum 24.11.2017 aufgefordert. 

Der Rat der Stadt Bad Neuenahr-Ahrweiler beschloss in seiner öffentlichen Sitzung am 
29.01.2018, den Bebauungsplan „Ober den Gärten“, bestehend aus der Plankarte mit 
zeichnerischen und textlichen Festsetzungen, gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in Verbindung mit 
§ 24 der Gemeindeordnung (GemO) als Satzung. Der Rat erkannte die Begründung mit 
Umweltbericht sowie den Anlagen gemäß § 9 Abs. 8 BauGB an. 
 
 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, 15.02.2018 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
In Vertretung 
 
GEZ. DETLEV KOCH              D.S. 
 
Detlev Koch 
Erster Beigeordneter 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, 15.02.2018 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
In Vertretung 
 
GEZ. DETLEV KOCH            D.S. 
 
Detlev Koch 
Erster Beigeordneter 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, 15.02.2018 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
In Vertretung 
 
GEZ. DETLEV KOCH             D.S. 
 
Detlev Koch 
Erster Beigeordneter 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, 15.02.2018 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
 
 
GEZ. GUIDO ORTHEN              D.S. 
 
Guido Orthen 
Bürgermeister 

    

AUSFERTIGUNG INKRAFTTRETEN   

Der Bebauungsplan „Ober den Gärten“ stimmt mit allen seinen Bestandteilen mit dem Willen 
des Stadtrats überein. Das für die Aufstellung des Bebauungsplans vorgeschriebene 
gesetzliche Verfahren wurde eingehalten. 
 
Der Bebauungsplan wird hiermit ausgefertigt. Er tritt mit dem Tag seiner öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 

Der Beschluss über den Bebauungsplan als Satzung ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in 
Verbindung mit § 27 GemO in der Stadtzeitung Bad Neuenahr-Ahrweiler (amtliches 
Bekanntmachungsorgan) Nr. 9 vom 27.02.2018 ortsüblich bekannt gemacht worden. 
 
Die Satzung ist hiermit in Kraft getreten. 
 
 

Die Übereinstimmung dieser Planausfertigung mit dem Original wird bescheinigt. 
 
 
 

 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, 15.02.2018 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
 
GEZ. GUIDO ORTHEN             D.S. 
 
 
Guido Orthen 
Bürgermeister 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, 28.02.2018 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
 
GEZ. GUIDO ORTHEN           D.S. 
 
 
Guido Orthen 
Bürgermeister 

Bad Neuenahr-Ahrweiler, ___________ 
Stadtverwaltung Bad Neuenahr-Ahrweiler 
Im Auftrag  

 

    

 

Textfestsetzungen 
 

1 Planungsrechtliche Festsetzungen  

1.1 Art der baulichen Nutzung  
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.1.1 Reines Wohngebiet  
 (gemäß § 3 BauNVO)  

 Das reine W ohngebiet dient gem. § 3 Abs. 1 BauNVO dem W ohnen. Gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO 
sind die im reinen W ohngebiet ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gem. § 3 Abs. 3 BauNVO 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und daher unzulässig: 

- die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden und nicht störende Handwerksbe-
triebe sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes (§ 3 Abs. 3 Nr.1 BauNVO) 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sind un-
zulässig (§ 3 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO). 

1.2 Maß der baulichen Nutzung  
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

1.2.1 Höhe der Gebäude  
 (gemäß § 16 Abs. 2 Nr. 4 i.V.m. § 18 BauNVO) 

 Maximal zulässige Firsthöhe (FH max.): 9,00 m 
Firsthöhe: oberster bzw. höchster Punkt der Dachfläche, gemessen ab Sockelhöhe. 

 Maximal zulässige Traufhöhe (TH max.): 4,00 m  
 Traufhöhe / oberer W andabschluss: Schnittkante Außenkante aufgehendes Mauerwerk mit der 

Oberkante Dachhaut / höchster Punkt der aufgehenden W and (gilt nicht bei Giebelwänden / 
Zwerchgiebeln), gemessen ab Sockelhöhe. 

 Die Sockelhöhe darf 0,30 m von Bezugspunkt bis Oberkante Rohfußboden des Erdgeschosses 
(entspricht Oberkante Rohdecke des Untergeschosses) nicht überschreiten. Als Bezugspunkt 
gilt die Straßenoberkante der angrenzenden vorhandenen öffentlichen Verkehrsfläche „Ober 
den Gärten“. Gemessen wird senkrecht zur Mitte der straßenseitigen Gebäudefassade. 

 Von der Beschränkung der Gebäudehöhe ausgenommen sind untergeordnete Bauteile, wie z.B. 
Schornsteine, Lüftungsrohre und sonstige technische Anlagen. 

1.2.2 Anzahl der Vollgeschosse  
 (gem. § 16 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) 

 Die Geschossigkeit wird mit einem Vollgeschoss und unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Topografie einem zusätzlichen, möglichen zweiten Vollgeschoss im Untergeschoss unter Zu-
grundelegung der landesrechtlichen Vorschriften festgesetzt. 

1.3 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

 Die überbaubaren Flächen eines Grundstücks sind in der Planzeichnung durch Baugrenzen 
gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO definiert. 

 Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen gliedern sich in: 

- die Flächen zwischen der Straßenbegrenzungslinie und der straßenseitig festgesetzten 
Baugrenze (Vorgartenzone) 

- die Flächen der Baugrundstücke, die an die rückwärtig und/oder seitlich festgesetzten 
Baugrenzen anschließen (Gartenzone)  

1.4 Garagen, Carports und Stellplätze  
 (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i. V. m. § 12 BauNVO) 

 Garagen, Carports und Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

 Darüber hinaus sind Stellplätze auch innerhalb der straßenseitigen nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen (Vorgartenzone) bis zu einem Flächenanteil von maximal 40 % dieser Flächen 
zulässig. Hierbei ist der Flächenanteil von Zufahrten, Zugängen und Nebenanlagen gemäß 
§ 14 BauNVO anzurechnen. 

1.5 Nebenanlagen  
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO) 

Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO wie bspw. Garten-, Geräte- und Gewächshäusern, 
Einfriedungen, Stützmauern, eingegrünte Müllbehälterstandorte und Fahrradständer sowie Ne-
benanlagen gemäß § 14 Abs. 2 Satz 1 BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen 
bis zu folgendem Umfang je Grundstück zulässig: 

- im  straßenseitigen nicht überbaubaren Grundstücksbereich (Vorgartenzone) in ihrer 
Summe bis zu einer Größe von insgesamt 5 cbm und  

- im  gartenseitigen nicht überbaubaren Grundstücksbereich (Gartenzone) in ihrer Summe 
bis zu einer genehmigungsfreien Größe (nach LBauO Rheinland-Pfalz) von insgesamt 
50 cbm 

- Einfriedungen und Stützmauern vgl. Textziffer 2.2 

Für alle Nebenanlagen gilt: 

Es ist ein Mindestabstand von 0,50 m zu angrenzenden W irtschaftswegen und 3,00 m zu Ver-
kehrsflächen einzuhalten.  

Fernmeldetechnische Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 Satz 2 BauNVO, wie z. B. Mobilfunk-
antennen, sind im  gesamten Geltungsbereich des Bebauungsplanes unzulässig. 

1.6 Beschränkung der Zahl der Wohnungen  
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

Im  Geltungsbereich des Bebauungsplans sind höchstens zwei W ohnungen je Gebäude zuläs-
sig. Satz 1 gilt auch für Ferienwohnungen. 

1.7 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern soweit sie zur Herstellung 
des Straßenkörpers erforderlich sind (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB sind die für die Herstellung des Straßenbaukörpers der öffent-
lichen Verkehrsfläche erforderlichen Flächen für Anschüttungen oder Abgrabungen auf den an-
grenzenden Grundstücken in der Planzeichnung festgesetzt. 

Die im  Rahmen der Herstellung des Straßenkörpers notwendigen Fundamente der Straßen-
randbegrenzungen (Betonrückenstützen) werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB auf den an-
grenzenden Grundstücksflächen in einer Breite von 0,15 m, gemessen ab der Straßenbegren-
zungslinie, festgesetzt. 

Auf die Erläuterungen in der Begründung zum Bebauungsplan wird verwiesen. 

1.8 Eingriffsminimierende, grünordnerische und landespflegerische Festsetzungen 
(gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25a BauGB) 

1.8.1 Versickerungsfördernde M aßnahmen  
 (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Nicht überbaute Grundstücksflächen sind so zu gestalten, dass der Versiegelungsgrad auf ein 
Mindestmaß beschränkt wird. Zur Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten, Gehwegen, Zuwe-
gungen im  Sinne von untergeordneten Nebenanlagen sind versickerungsfähige Materialien zu-
lässig, sofern dem wasserrechtliche Belange nicht entgegenstehen. Auch der Unterbau ist ent-
sprechend wasserdurchlässig herzustellen. 

1.8.2 Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern (Kompensationsmaßnahmen) 
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

Kompensationsmaßnahme 1:  

Entwicklung einer Strauchhecke mit heimischen und standorttypischen Sträuchern 

Innerhalb der in der Planzeichnung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Fläche ist 
spätestens zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit der jeweiligen W ohngebäude eine Strauchhecke 
entsprechend der Pflanzliste und dem Pflanzschema (vgl. erläuternde Schemazeichnung und 
Pflanzvorgaben unter Anhang 4) anzulegen. Ausgefallene Sträucher sind nachzupflanzen. Der 
Abstand der Sträucher in der Reihe beträgt 1,5 m , der maximale Abstand der Reihe beträgt 1,0 m .

Kompensationsmaßnahme 2: 

Pflanzen von Bäumen in der Strauchhecke 

Innerhalb der in der Planzeichnung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Fläche sind  
spätestens zum Zeitpunkt der Bezugsfertigkeit der W ohngebäude insgesamt 19 Laubgehölze 
zweiter Ordnung in die Strauchhecke zu integrieren. Der Stamm-Stamm-Abstand der Bäume 
sollte mindestens 10,0 m betragen. Auf die erläuternde Schemazeichnung und die Pflanzliste 
(vgl. Anhang unter Ziffer 5) wird verwiesen. D ie Gehölze sind durch Pflegeschnitte dauerhaft zu 
erhalten. Dies schließt Bodenverbesserungsmaßnahmen mit ein. Die gepflanzten Gehölze sind 
artgerecht zu unterhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen. 

2 Gestalterische Festsetzungen 
(gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 6 LBauO) 

2.1 Gebäudegestalt  
 (gemäß § 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO) 

2.1.1 Dachform und Dachneigung 

Gebäude sind m it gegeneinander geneigten Dachflächen von m indestens 22° und höchstens 
40° zu versehen. Für untergeordnete Gebäudeteile, Nebengebäude, Carports und Garagen 
sind auch Dachneigungen von 0° bis 5° zulässig. 

Zulässig sind Satteldächer. 

2.1.2 Dacheindeckungen 

Zulässig sind begrünte Dachflächen, Dacheindeckungen mit kleinteiligen Materialien wie Ton-
ziegeln, Dachsteinen, Naturschiefer und Zinkblech (mattiert) in den Farbtönen dunkelbraun, 
grau, anthrazit und schwarz. Die Verwendung von spiegelnden oder stark reflektierenden Ma-
terialien zur Dacheindeckung ist unzulässig.  

Dachbegrünungen, Sonnenkollektoren und Photovoltaikanlagen sind zulässig. 

2.1.3 Dachaufbauten, Zwerch- und Nebengiebel sowie Dacheinschnitte  

Dachaufbauten, Zwerch- und Nebengiebel sowie Dacheinschnitte sind zulässig.
Die maximale Breite dieser Gebäudebestandteile darf insgesamt höchstens 40 % der Trauf-
länge der jeweiligen Dachseite betragen. Sie dürfen m it keinem Teil näher als 1,00 m an die 
First-, Grat- und Traufkante heranreichen; der Abstand zum Ortgang muss mindestens 1,50 m 
betragen. Beim Zwerch- und Nebengiebel muss kein Abstand zur Traufkante eingehalten wer-
den. Als Traufkante und Ortgang sind die Außenkanten der Dachflächen definiert.  

2.1.4 Dachüberstände  

Dachüberstände sind zulässig, wobei der Abstand der Traufkante, rechtwinklig gemessen zur 
Gebäudeaußenwand, maximal 0,70 m betragen darf. 

2.2 Einfriedungen und Stützmauern  
 (gemäß § 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO) 

Einfriedungen sind nur in Form von Hecken sowie (pflanz-) begrünten Metall- und Holzzäunen 
zulässig. 

Einfriedungen dürfen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen mit einer maximalen Höhe von 
1,00 m in Erscheinung treten. An den übrigen Grundstücksgrenzen dürfen die Einfriedungen 
eine Höhe von maximal 2,00 m nicht überschreiten. 

Sützmauern zur Geländeterrassierung sind nur in Form von Trockenmauerwerken oder begrün-
ten Mauern zulässig und dürfen nur mit einer maximalen Höhe von 1,00 m in Erscheinung treten. 
Bei Staffelung soll der Abstand der Stützmauern zueinander mindestens gleich der Höhe sein. 

2.3 Vorgartenzone, Gartenzone 

Die unter 1.3 erläuterte Vor- und Gartenzone ist auf mindestens 60 % ihrer Fläche anzupflanzen 
und dauerhaft gärtnerisch zu gestalten.  

Innerhalb der Vorgartenzone sind Zufahrten, Zugänge, unterirdische Nebenanlagen (wie z. B. 
Zisternen) gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauVNO sowie eingegrünte Müllbehälterstandorte, Einfrie-
dungen, Terrassen und sonstige befestigte Flächen zulässig, sofern hierdurch insgesamt 40 % 
der Vorgartenzone nicht überschritten werden. 

Innerhalb der Gartenzone sind Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sowie Einfrie-
dungen, Freisitze und sonstige befestigte Flächen zulässig, sofern hierdurch insgesamt 40 % 
der Gartenzone nicht überschritten werden. 

D irektion Landesarchäologie - Erdgeschichte, N iederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Tel.: 0261-
6675-3032, Fax: 0261-6675-3010. Der Bauherr ist verpflichtet, den Beginn der Erdarbeiten m it 
der D irektion Landesarchäologie rechtzeitig (2 W ochen vorher) gem . § 21 Abs. 2 DSchG RLP  
abzustim m en. Ferner ist d ie Baubeginnanzeige an landesarchaelogie-koblenz@ gdke.rlp.de
oder 0261 – 6675 3000 zu richten. 

Des W eiteren weist die Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Koblenz darauf h in, dass un-
angem eldete Erd- und Bauarbeiten in Bereichen, in denen bislang verborgene archäologische 
Denkm äler verm utet werden, ordnungswidrig sind und m it einer Geldbuße von bis zu einhun-
dertfünfundzwanzigtausend Euro geahndet werden können (§ 33 Abs. 1 Nr. 13 DSchG RLP). 

4.3 Boden und Baugrund 

Für Neubauvorhaben werden objektbezogene Baugrunduntersuchungen em pfohlen. Bei E in-
griffen in den Baugrund sind d ie einschlägigen Regelwerke zu berücksichtigen.  

D ie W asserdurchlässigkeit w ird in dem  zum  Bebauungsplan erarbeiteten Gutachten der GBU, 
Geologie, Bau- und Um weltconsulting OHG vom  22.03.2017 als schwach durchlässig bewertet. 
In den untersuchten Bereichen ist eine Versickerung gem äß den Anforderungen an die Durch-
lässigkeit des Untergrundes nach DW A Arbeitsblatt A138 nicht m öglich. Aufgrund der starken 
Heterogenität des Untergrundes und der Verteilung von versickerungswirksam en K lüften wird 
vom  Bau einer Versickerungsanlage abgeraten. 

4.4 Verwertung von N iederschlagswasser 

Unter Berücksichtigung der Bestim m ungen des Landeswassergesetzes Rheinland-Pfalz (LW G) 
wird em pfohlen, das anfallende N iederschlagswasser – soweit m öglich – auf den jeweiligen 
privaten Grundstücken durch geeignete M aßnahmen zu sam m eln und zu verwerten. 

5 Anhang 

5.1 Pflanzlisten 

Liste A  zu Kom pensationsm aßnahme 1 ( Entw icklung einer S trauchhecke) 

Im  Folgenden w ird eine Auswahl von nicht giftigen Pflanzen gegeben. S ie dient der Orientierung 
und kann um  Arten erweitert werden, die vergleichbare Qualität und E ignung haben. 

Prunus spinosa    Schlehe, verpflanzt (verpfl.), ohne Ballen (o.B .), 3 Triebe (3 TR), 
    Sortierung 60-100 cm 

Crataegus monogyna   W eißdorn, verpfl., o.B ., 3TR , 100 - 150 cm  

Salix purpurea  Purpur-W eide, verpfl., o. B . 3TR , 100 - 150 cm  

Cornus mas   Kornelkirsche, verpfl., o . B., 5TR , 100 - 150 cm 

Corylus avellana   Haselnuss, verpfl., o . B ., 5TR , 100 - 150 cm 

Carpinus betulus Hainbuche, verpfl., o. B . 5TR , 100 - 150 cm   

Liste B  zu Kom pensationsm aßnahme 2 (Baum pflanzung in der Strauchhecke) 

Bäum e II. Größenordnung 

Acer Campestre   Feldahorn 

Carpinus beulus  Hainbuche 

Prunus avium  Vogelkirsche 

Sorbus aucuparia Eberesche 

Sorbus aria  M ehlbeere 

D ie Gehölze sind durch Pflegeschnitte dauerhaft zu erhalten. D ies schließt Bodenverbesse-
rungsm aßnahm en m it ein. D ie gepflanzten Gehölze sind artgerecht zu unterhalten und ausge-
fallene Bäume zu ersetzen. 

5.2 Pflanzschem a 

Abbildung 1: Schem azeichnung zur Textfestsetzung Ziffer 1.8.2 (Grundriss) 

  F läche zum  Anpflanzen von Bäum en, Sträuchern und sonstigen  
  Bepflanzungen gem . § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 2: Schem azeichnung zur Textfestsetzung Ziffer 1.8.2 (Schnittansicht) 

  F läche zum  Anpflanzen von Bäum en, Sträuchern und sonstigen  
  Bepflanzungen gem . § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

3 Ausnahmen gem. § 31 Abs. 1 BauGB 

Eine Überschreitung der Baugrenzen kann durch Bauteile wie Balkone, Erker, Treppenräume, 
Vordächer, Terrassen und Terrassenüberdachungen bis zu einer Tiefe von maximal 1,0  m  und 
bis zu einer Länge von insgesamt maximal 40% der jeweiligen Gebäudeseite unter W ahrung 
der landesrechtlichen Vorgaben zugelassen werden.  

Darüber hinaus dürfen Garagen und Carports die straßenabgewandte Baugrenze um jeweils 
2,00 m überschreiten. 

4 Hinweise und Empfehlungen 

4.1 Freiflächengestaltung der Baugrundstücke 

Im  Rahmen der Baugenehmigungs- bzw. Freistellungsverfahren ist ein Freiflächengestaltungs-
plan mit qualifizierten Angaben zur Bepflanzung vorzulegen. Der Freiflächengestaltungsplan ist 
als Bestandteil in die Baugenehmigung bzw. den Freistellungsbescheid aufzunehmen.  

Vermeidungs- und Schutzmaßnahmen: 

VS1: Schutz des Oberbodens 
Zu Beginn der Erdarbeiten ist der unbelastete Oberboden abzuschieben und in Erdmieten bzw. 
auf verdichteten Flächen bis zum teilweisen Einbau zu lagern. 

VS2: Sachgemäßer Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
W ährend der Baumaßnahme ist darauf zu achten, dass wassergefährdende Stoffe (Öle, Diesel, 
Fette etc.) nicht in den Boden gelangen. 

VS3: Räumung von Überschussmassen und Lagerung auf einer zugelassenen Deponie 
Anfallende Massen, die nicht zur Herstellung der baulichen Anlage verwendet werden, sind aus 
dem Plangebiet zu entfernen, um unnötige Verdichtungen zu vermeiden. 

4.2 Bodendenkmäler 

Es liegen für den Planbereich keine konkreten Hinweise auf archäologische Fundstellen vor. 
Allerdings stuft die D irektion Landesarchäologie den Planungsbereich aus geographischen und 
topographischen Gesichtspunkten als archäologische Verdachtsfläche ein. Ferner sind im  Plan-
gebiet der Direktion Landesarchäologie / Erdgeschichte fossil-führende Schichten bekannt.
Dementsprechend können im  Rahmen der Durchführung von Baumaßnahmen archäologische 
Funde zu Tage treten. Diese unterliegen der Meldepflicht der §§ 16 bis 21 Denkmalschutz- und 
Pflegegesetz an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, D irektion Landesarchäolgie, im  Falle ge-
ologischer und paläontologischer Befunde und Funde an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, 
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